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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 18. Dezember 1953 

-7- 81 401 - 1183/53 - 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Nach einer Mitteilung des Herrn Präsidenten des Bundesrates vom 
8. Mai 1953 hat der Bundesrat in seiner 106. Sitzung am 8. Mai 1953 
beschlossen, den 

Entwurf eines Gesetzes zur einheitlichen 
Anwendung des § 397 des Angestellten- 
versicherungsgesetz es vom 28. Mai 1924 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 des Grundgesetzes beim Deutschen 
Bundestag einzubringen. 

Gemäß Artikel 76 Absatz 3 des Grundgesetzes übersende ich als 
Anlage 1 den vorbezeichneten Gesetzentwurf nebst Begründung mit 
der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages herbeizuführen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem vom Bundesrat 
eingebrachten Gesetzentwurf ist in der Anlage 2 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister der Finanzen 
Schaffer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinailee 20, 
Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur einheitlichen Anwendung des § 397 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes vom 28. Mai 1924 


§ 1 

In der Rentenversicherung der Angestell- 
ten gelten für die Gewährung von Ruhegeld 
an Angestellte, die das sechzigste Lebensjahr 
vollendet haben und seit mindestens einem 
Jahr ununterbrochen arbeitslos sind, einheit- 
lich §. 397 Abs. 1 bis 4 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes in der Fassung nach Ar- 
tikel II Nr. 10 b der Verordnung über die 
Änderung, die neue Fassung und die Durch- 
führung von Vorschriften der Reichsversi- 
cherungsordnung, des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes und des Reichsknappschafts- 
gesetzes vom 17. Mai 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 419) und § 23 des Gesetzes über weitere 
Maßnahmen in der Reichsversicherung aus 
Anlaß des Krieges vom 15. Januar 1941 
(Reichsgesetzbl. I S. 34). 

S 2 

Ist für die Gewährung des Ruhegeldes nach 
§ 1 ein Versicherungsträger mit dem Sitz 
in den Ländern Hamburg, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen oder Schleswig-Holstein 
zuständig, so beginnt das Ruhegeld, abwei- 


Begr ü 

§ 397 AVG und § 23 des Gesetzes vom 
15. Januar 1941 sind durch Art. IS Abi. 3 
der Ersten Verordnung zur Vereinfachung 
des Leistungs- und Beitragsrechts in der So- 
zialversicherung vom 17. März 1945 (RGBl. I 
S. 41) außer Kraft gesetzt worden. 

Diese Verordnung kommt jedoch nur in der 
britisch besetzten Zone Deutschlands zur 
Anwendung. Die Schlechterstellung der in 
der britischen Besatzungszone wohnenden 
Angestellten ist nicht gerechtfertigt. Die Wie- 
dereinführung des § 397 AVG ist auch er- 
forderlich, weil die Rentenversicherungsträ- 


chend von § 41 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes in Verbindung mit §, 1286 der 
Reichsversicherungsordnung, mit dem Ablauf 
des Monats, in dem die Leistungsvorausset- 
zungen erfüllt sind, jedoch nicht vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes. Satz 1 gilt nur, 
wenn das Ruhegehalt innerhalb von sechs 
Monaten nach Verkündung dieses Gesetzes 
beantragt wird. 

S 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

5 ^ 

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem 1. April 
1953 in Kraft. 

(2) Zu dem in Absatz 1 genannten Zeit- 
punkt tritt Teil II Abschnitt 2 Artikel 18 
Abs. 3 der Ersten Verordnung zur Verein- 

• fachung des Leistungs- und Beitragsrechts in 
der Sozialversicherung vom 17. März 1945 
(Reichsgesetzbl. I S. 41) außer Kraft, soweit 
er diesem Gesetz entgegensteht. 


n d u n g 

ger mit dem Sitz in der britischen Zone über 
die Gemeinlast mit den Leistungen aus § 397 
AVG in der amerikanischen und französi- 
schen Zone belastet werden, ohne daß die 
eigenen Versicherten in den Genuß dieser 
Leistung kommen können. Nach Ansicht des 
Bundesministers für Arbeit würde sich schät- 
zungsweise für die Angestelltenversicherung 
eine Mehrbelastung von 2,1 bis 2,5 Mio DM 
im Jahr ergeben. Diese Ausgabe ist im Hin- 
blick auf eine Gesamtausgabe von 800 Mio 
DM für die Angestelltenversicherung (im 
Jahre 1951) geringfügig. 



Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Mit dem vom Bundesrat beschlossenen Ge- 
setzentwurf ist beabsichtigt, die zur Zeit nur 
in der amerikanischen und französischen Be- 
satzungszone geltende Vorschrift des § 397 
AVG, nach der als berufsunfähig im Sinne 
der Angestelltenversicherung auch gilt, wer 
das 60. Lebensjahr vollendet hat und seit 
mindestens einem Jahr arbeitslos ist, wieder 
im gesamten Bundesgebiet einzuführen. Bei 
dem unter die genannte Vorschrift fallenden 
Personenkreis handelt es sich um Angestellte, 
die nicht infolge Minderung der Arbeitskraft 
berufsunfähig geworden sind, sondern nur als 
berufsunfähig gelten, weil die Arbeitsvermitt- 
lung für diese im vorgeschrittenen Alter 
stehenden Angestellten erfahrungsgemäß auf 
große Schwierigkeiten stößt. Die Bundesre- 
gierung vertritt die Auffassung, das hier be- 
handelte Risiko gehöre nicht in die Ange- 
stelltenversicherung, sondern müsse von der 
Arbeitslosenversicherung erfaßt werden. § 397 
AVG ist nämlich im Jahre 1929 — zur Zeit 


der beginnenden Wirtschaftskrise — als Not- 
maßnahme für ältere stellungslose Angestellte 
in das Angestelltenversicherungsgesetz auf- 
genommen worden. Weil diese Vorschrift 
nicht dem System der Rentenversicherung 
entsprach, wurde sie von vornherein befri- 
stet. Es war daher folgerichtig, den § 397 
AVG im Jahre 1945 aufzuheben. Lediglich 
infolge der Kriegsverhältnisse konnte diese 
Aufhebung nicht mehr für das ganze Reichs- 
gebiet wirksam werden. 

Der jetzt vom Bundesrat beschrittene Weg 
würde dazu führen, der Rentenversicherung 
der Angestellten ein ihr fremdes Risiko end- 

Ö aufzubürden. Demgegenüber hält die 
ssregierung es für richtig, die Frage des 
Schutzes der älteren Angestellten im Rahmen 
der Reform der Sozialleistungen zu lösen. 
Die Bundesregierung lehnt daher aus den ge- 
nannten Gründen den Gesetzentwurf des 
Bundesrates in dieser Form ab. 


a 



